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1. Einleitung

Bekanntlich gilt das Recht als eines der am meisten kulturspezifischen Bezugsfelder der Fachübersetzung (siehe dazu u.a. Weisflog 1996; Sandrini 1996; 1999; 2002; 2009; Wiesmann 2004). In der juristischen Fachliteratur wird dazu die These vertreten, dass es bei der Übersetzung von juristischen Inhalten immer um einen Transfer zwischen unikalen Rechtsordungen und -kulturen geht, die zwar doktrinell bestimmte Universalien anstreben (z.B. den Vorrang der Grundrechte und -freiheiten etc.), deren praktische Umsetzung (v.A. die Gesetzgebung) sich aber als Angelegenheit einzelner Staaten nie hundertprozentig decken kann (siehe schon bei Feuerbach 1853, 381; heute insbes. bei Rüthers / Fischer 2010). Außerdem spiegeln sich in jedem nationalen Rechtssystem Phänomene wie Moral, kaufmännische und sonstige Sitten und Bräuche, politisch-ideologische Merkmale, moderne gesellschaftliche Ausprägungen sowie der herrschende Rechtsgedanke wider. So sollen beispielsweise zentrale Rechtsbegriffe wie Recht, Gerechtigkeit, Billigkeit, Rechtmäßigkeit etc. nicht nur als Konzepte der jeweiligen Rechtsdoktrin, sondern auch als Kulturgüter verstanden werden (Shabliy 2011a; 2011b). Der Vergleichbarkeit bzw. Übersetzbarkeit einzelner Rechtsbegriffe widmet sich der Großteil der modernen Fachliteratur zur Rechtsübersetzung (u.a. Sandrini 1996; 2009; Groot 2000; Šarčevič  1985; 1991), während größere Problembereiche wie juristische Methodenlehre in der Rechtsübersetzung (im Folgenden RÜ), Funktionen der RÜ im Rechtsverkehr bzw. Auswirkungen der Verzerrung der Rechtsinhalte auf die Rechtspraxis und schließlich die Rolle der RÜ in der Rechtswirklichkeit bzw. Entwicklung der Rechtsstaatlichkeit viel weniger beachtet und untersucht werden. 

Mit diesem Aufsatz soll Gesetzmäßigkeiten in der Fehlermachung bei juristischen Übersetzungen nachgegangen werden. Als praktischer Hintergrund dienen Erfahrungen mit solchen Übersetzungen im Zusammenhang mit den Bestrebungen in der Ukraine, das nationale Recht dem der EU anzunähern. Dabei wird  auch auf die  Relevanz der Sprachenkombinationen beim Übersetzungstransfer zwischen beiden Rechtskulturen hingewiesen. Im Weiteren sollen auch einige Thesen der modernen Rechtslinguistik und juristischen Translationslehre diskutiert werden, die hinsichtlich der jeweiligen Sprachenkombination einer Konkretisierung bedürfen.

1.1.  Recht – Rechtssprache – Rechtskultur 

Das Recht als Bezugsfeld der Rechtsübersetzung kann  nur im gesamtkulturellen Umfeld begriffen werden, und zwar nicht nur als System geltender Vorschriften (als positives Recht). Es  sollte auch als zusammenhängendes und dynamisches System von positivem Recht samt herrschender Rechtsgrundsätze, der Rechtsanwendung und Rechtsprechung betrachtet werden. 

Da die Kommunikation im Recht vor allem das rechtlich-fachliche Handeln zum Ausdruck bringt, wird hier die Fachsprache des Rechtswesens (die Rechtssprache) als Fachsprache eines speziellen funktionalen Typs betrachtet, die vor allem der Verrechtlichung gesellschaftlicher Beziehungen, sowie der Rechtsfindung und -entwicklung dient (siehe alternative Definitionen der Rechtssprache bei Sandrini 2004 und Wiesmann 2004). Diese Fachsprache wird als ein hierarchisches und dynamisches System aus zwei der wichtigsten sprachlichen Ausprägungen von Recht – dem Rechtswortschatz (instrumentell) und den Rechtstexten (instrumentell wie diskursiv) – dargestellt. Die RÜ als eine besondere Art der Fachübersetzung wird hier in zweifacher Hinsicht betrachtet: als institutionelles Expertenhandeln und als Rechtskulturtransfer. Erstere beleuchtet die RÜ unter anderem als ein juristisches Instrument und ein rechtsmethodisches Problem. Letztere weist auf juristische und rechtskulturelle Folgen der Verzerrung von rechtlichen Begriffen und Inhalten hin. Abschließend werden in diesem Beitrag primäre und sekundäre Funktionen der RÜ in Bezug auf die Zielrechtsordnung und -kultur skizziert, sowie die Notwendigkeit einer differenzierten Normung der RÜ als Verfahren bzw. ihrer legislativen Regelung als institutionelle Tätigkeit betont. 

Rechtskulturelle Hintergründe sollen beim übersetzerischen Transfer beachtet bzw. durch entsprechende translatorische Mittel und Verfahren für den Adressaten des Translats vermittelt werden. Dies gehört inzwischen zur Basiskompetenz eines Sprachmittlers im Rechtsbereich. Die moderne Rechtsentwicklung bietet aber zusätzliche Herausforderungen, da sie weniger von gesamtkulturellen Hintergründen beeinflusst ist und viel mehr von Faktoren, die wirtschaftlich und politisch gesteuert werden: „Die Kompliziertheit des Rechts ist ein Spiegel der Komplexität der Gesellschaft des modernen Staates“ (Rüthers / Fischer 2010, 146).

Damit hängt z.B. eine beschleunigte Verrechtlichung aller gesellschaftlichen Bereiche und somit eine entsprechend rapide Vergrößerung des juristischen Begriffskorpus zusammen. Dabei wird jede Rechtssprache ununterbrochen mit der Terminologie aus anderen Fachkommunikationsbereichen angereichert. Da aber jedes Wort aus dem gemeinsprachlichen Wortschatz oder jeder Terminus einer anderen Fachterminologie zu einem Rechtsterminus (oft mit abweichenden rechtsspezifischen Definitionen) „mutiert“, sobald es in Normtexte aufgenommen und somit einer juristischen Auslegung unterworfen werden kann („Wasser“ in der Chemie und „Wasser“ im Recht sind Begriffe verschiedener funktionaler Bereiche), kann die Rechtsterminologie als quasi-transdisziplinär bezeichnet werden (siehe dazu die Auffassung der Transdisziplinarität der Rechtssprache bei Sandrini 1996). Hier wird die Auffassung vertreten, dass ein (Fach)Wort als juristisches Wort bzw. Fachwort oder -ausdruck zu behandeln bzw. zu übersetzen ist, sobald es mit einer Legaldefinition versehen worden ist oder ohne diese in einer gültigen Rechtsnorm gebraucht wurde, d.h. unter Anwendung juristischer Methodenlehre ausgelegt werden soll (siehe dazu auch Wiesmann 2004, 191; Shabliy 2010b).

Jede Rechtssprache weist also eine enge semantische Wechselbeziehung zur jeweiligen Gemeinsprache und -kultur auf, außerdem passt sie für ihre Zwecke Begriffe und Begriffssysteme anderer Fach- und Lebensbereiche an. Dies sprengt nicht nur den Umfang der juristischen terminologischen Systeme, sondern führt zu einem besonders intensiven Bedeutungswandel innerhalb letzterer, sodass auch moderne Datenbanken die semantischen Wandlungen kaum rechtzeitig fixieren können (vgl. insbesondere Wiesmann 2004). Somit könnte hypothetisch auch die Frage gestellt werden, ob die Rechtssprache umfangsmäßig  nicht die größte unter allen modernen Fachsprachen wäre. Diese Aufgabe soll aber künftigen speziellen Studien überlassen werden. In diesem Aufsatz geht es vor allem um die Beschleunigung der Prozesse wie bilaterale und supranationale Rechtskontakte, Transplantation bzw. Adaptation der jeweiligen Rechtsnormen, bei denen sich ein evolutionelles Einleben fremden Rechtes oder Rechtsgedankens in die Zielkultur als problematisch erweisen kann. Es wird darauf hingewiesen, dass bei moderner Rechtsentwicklung der Qualität von Translationsleistungen im Rechtsbereich eine besondere Rolle zukommt.

1.2. Rechtsübersetzung in der Ukraine

Die moderne ukrainische Rechtswissenschaft ist auf zahlreiche Translationsprodukte angewiesen, weil sie wegen  ihres jungen Alters und des Mangels an moderner Literatur und an modernen Rechtstermini rechtsvergleichend arbeiten muss (Kampo / Nyžnik / Schloer 2000, 56). Zum anderen  will die Ukraine viele Bereiche des nationalen Rechts an  das EU-Rechts angleichen (siehe ukrainisches Gesetz „Закон  України „Про Загальнодержавну програму адаптації законодавства України до законодавства Європейського Союзу“ - „Über das  gesamtstaatliche  Programm der Adaptation des ukrainischen Rechts an das  EU-Recht“ vom 18.03.2004, Nr. 1629-IV). Auch wenn die EU-Mitgliedschaft der Ukraine eine Frage einer relativ weit entfernten Zukunft ist, ist die Ukraine schon heute auf Grund des „Partnerschafts- und Kooperationsabkommens“ vertraglich dazu verpflichtet, einen EU-konformen Rechtsrahmen zu schaffen. Das bedeutet, dass die Ukraine für die Entwicklung des Rechts und der sich herausbildenden ukrainischen Rechtskultur zunehmend aus den europäischen Rechtskulturen und in einigen Spezialgebieten aus dem deutschen Rechtskreis Inhalte importiert. Dieser Import muss logischerweise der Übersetzung unterworfen sein. 

In der ukrainischen Regierung wird man sich auch allmählich dessen bewusst, dass die Übersetzung von Rechtstexten, die ein enormes Ausmaß (etwa 80.000 Seiten insgesamt) annimmt, technisch und wissenschaftlich eine der größten Herausforderungen des Landes darstellt. Die technische Seite dieser Herausforderung wurde bereits in Angriff genommen: für die Adaptation des ukrainischen Rechts an das sogenannte acquis communautaire (traditionelle franz. Bezeichnung der Gesamtheit des EU-Rechts) ist das vom ukrainischen Justizministerium gegründete Zentrum für Europarecht und vergleichende Rechtswissenschaft
 zuständig. Die inhaltliche und wissenschaftliche Seite hinken aber leider deutlich hinterher. Dieses Vorhaben nimmt noch größere Ausmaße an, wenn man sich vor Augen hält, dass außer den Vorschriftentexten meist auch Erläuterungen, Kommentare oder gar Lehrbücher notwendig sind, um die jeweiligen Vorschriften zum Leben zu erwecken. 

Eine nicht fachgerechte bzw. nicht kommentierte Übersetzung von Rechtsinhalten birgt direkte wie indirekte Gefahren für die Rechtspraxis und die wissenschaftliche Rechtsentwicklung des jeweiligen Ziellandes. Einige solcher Gefahren werden in diesem Beitrag am Beispiel der Übersetzung aus dem Rechtsdeutschen ins Rechtsukrainische aufgezeigt, insbesondere wird auf Rechtsinhalte hingewiesen, deren Übertragung aus der deutschen Rechtskultur in die ukrainische im Grenzbereich des Möglichen liegt. Dies betrifft vor allem das Verwaltungsrecht, wo die legislative Autonomie und Tradition der einzelnen Staaten besonders stark auseinandergehen (Šloer / Sojko 2003, 4-6). Veranschaulicht werden derartige Fälle anhand ausgewählter Beispiele, bei denen Elemente verschiedener Gattungen der Rechtssprache (normative und nichtnormative Textteile) kombiniert werden, vor allem Ausgangs- und Zieltexte der Textsorte juristisches Lehrbuch (deutsche Beispiele aus Schmidt-Aßmann 2006, ukrainische Beispiele aus Шмідт-Ассманн 2009). 

2. Übersetzung als rechtsmethodisches Problem

Das Recht muss nicht nur durch eine Sprache ausgedrückt werden, sondern es kann nur durch eine Sprache institutionell wirken und fortentwickelt werden (siehe dazu auch Busse 2000; Rüthers / Fischer 2010, 106). Es genügt hierzu allein auf zwei uralte Grundsätze jedes juristischen Verfahrens hinzuweisen, nämlich seine Mündlichkeit und/oder Schriftlichkeit, ohne die es rechtlich gar nicht zustande kommt. Das Verhältnis von Recht und Sprache wird in der modernen deutschen Rechtstheorie bereits als ein rechtsphilosophisches und rechtsmethodisches Problem anerkannt: „Die Qualität des Rechts hängt unmittelbar ab von der Qualität der Sprache, in der es gefasst und in der es vermittelt wird“ (Rüthers / Fischer 2010, 107).
An dieser Stelle sind auch die Worte des bekannten Linguisten Manfred Bierwisch über das Verhältnis zwischen Recht und Sprache angebracht: 

Rechtsnormen sind nicht sprachliche Ausdrücke, sondern die gedanklichen Strukturen, die durch diese Ausdrücke wiedergegeben werden. Das macht sie freilich nicht von den sprachlichen Formulierungen unabhängig, es zeigt nur, dass sie von der Flexibilität betroffen sind, die der Interpretation sprachlicher Ausdrücke eigen ist und die damit zu einem konstruktiven Problem von Rechtssystemen wird (Bierwisch 1992, 48).

Dasselbe kann man sicherlich auch von der Übersetzung rechtlicher Inhalte in eine Sprache behaupten. Im Unterschied zum Thema „Sprache und Recht“ wird das Thema „Übersetzung und Recht“ von der Rechtswissenschaft bis heute nur in seinen Umrissen problematisiert:

Mit der Europäisierung der nationalen Rechtsordnungen und der Globalisierung der Wirtschaftsbeziehungen entstehen für die juristische Arbeit in vielen Bereichen neue, fremdsprachliche Herausforderungen (Rüthers / Fischer 2010, 107).

Viel ausführlicher werden rechtsmethodische Probleme der RÜ unter Fachleuten im Bereich der RÜ diskutiert. Vor allem werden Themen wie Mehrsprachigkeit in der europäischen Rechtsprechung und rechtsphilosophische Aspekte der sprachlichen Inhomogenität der sich herausbildenden europäischen Rechtsgemeinschaft problematisiert (Vertreter: F. Müller, R. Christensen, P. Sandrini, S. Pommer und viele andere). In der Ukraine, ähnlich wie in deutschsprachigen Ländern, werden übersetzungsbedingte Probleme des Rechts eher von Translationswissenschaftlern (I. Sojko, W. Karaban, L.М. Tschernowatyj, A. Grynenko,  O. Shabliy u.a.) als von Rechtswissenschaftlern (I. Usenko, M. Kostytsky, S. Bihun, S. Kravtchenko u.a.) behandelt. Dabei bringt gerade die alltägliche Rechtspraxis zahlreiche übersetzungsbedingte Probleme ans Tageslicht. Fehler, die beim Übersetzen bzw. Dolmetschen rechtlicher Inhalte (insbesondere amtlicher Rechtstexte und Urkunden) entstehen, können ungewünschte Rechtsfolgen sowohl für die betroffenen Rechtssubjekte als auch für den Sprachmittler selbst haben (ausführlich zur Verantwortlichkeit bzw. Haftung und Strafbarkeit beim RÜ vgl. Kadrić 2006; Cebulla 2007; Daubach 2007; Kurt 2007; Schator 2011). Mit anderen Worten:  eine mangelhafte RÜ kann Rechte des Einzelnen beeinträchtigen. 

Als eine positive Entwicklung ist in diesem Zusammenhang die durch die Europäische Union 2010 in Artikel 5 „Qualität der Dolmetschleistungen und Übersetzungen“ der Richtlinie „Über die Rechte auf Dolmetschleistungen und auf Übersetzungen in Strafverfahren“ aufgegriffene Notwendigkeit des Rechtsschutzes bei der Sprachmittlertätigkeit einzuschätzen:

Die Mitgliedstaaten ergreifen konkrete Maßnahmen, um dafür zu sorgen, dass Dolmetschleistungen und Übersetzungen in einer angemessenen Qualität bereitgestellt werden, so dass es der verdächtigen oder beschuldigten Person oder einer Person, gegen die ein Europäischer Haftbefehl vollstreckt wird, möglich ist, ihre Rechte uneingeschränkt wahrzunehmen (Europäische Union 2010, Art. 5; Hervorhebungen O.S.).

Obwohl Artikel 5 keine konkreten Hinweise darauf enthält, wie man den Begriff angemessene Qualität verstehen soll, bietet er zum ersten Mal in der europäischen Gesetzgebungsgeschichte eine Grundlage zur rechtlichen Entwicklung des Begriffes angemessene Qualität bzw. zur nationalen Erarbeitung entsprechender Qualitätskriterien.

3. Rechtstexte und  Rechtsübersetzung

Das juristische und translatorische Handeln teilen einige grundlegende Merkmale. Erstens sind die beiden Tätigkeitsbereiche auf Texte fokussiert. Busse (1992, 259), der die juristische Semantik und die rechtslinguistischen Aspekte von Rechtstexten am gründlichsten untersucht hat, betrachtet jede „Rechtsarbeit als Textarbeit“. Es geht weniger um das Produzieren von Texten, sondern in erster Linie um deren Interpretation (juristisches Auslegen). In beiden Bereichen wird das Interpretieren nur als notwendiger Schritt in Richtung Resultat betrachtet und logischerweise unter verschiedenen Zielsetzungen ausgeführt: Juristen legen Texte aus, um weiteres juristisches Handeln zu begründen, Übersetzer müssen Ausgangstexte interpretieren, um die translatorische Adäquatheit der Zieltexte zu gewährleisten. 

Sowohl im juristischen, als auch im translatorischen Bereich stellt das Interpretieren ein hermeneutisches Verfahren dar, das zweckorientiert ist und viele objektive wie subjektive Faktoren mit einschließt. Was beide Bereiche wie eine Brücke vereinigen könnte, ist die RÜ. Sie sollte nicht nur die zwischenkulturelle fachliche Kommunikation sicherstellen und fördern – was eigentlich Aufgabe jeder Fachübersetzung ist – sondern kann je nach rechtlicher Bestimmung des Translats auch zahlreiche juristische Funktionen übernehmen.

Das Textsorteninventar im Recht ist entsprechend seiner zahlreicher Funktionen breit gefächert und heterogen (von rechtssetzenden oder normativen Texten über Textsorten der Normtextauslegung, der Rechtsprechung bis zu den Textsorten der Rechtswissenschaft und Rechtspublizistik). Die breite Ausdrucks- und Funktionspalette des Rechts korrespondiert mit verschiedenen funktionellen Typen der RÜ, für die national jeweils verschiedene verfahrensrechtliche Vorgaben und Haftungsvorschriften gelten: amtliche und nicht amtliche Übersetzung von Vorschriftentexten, so genannte authentische Übersetzung von zwischenstaatlichen Verträgen, Urkundenübersetzung,  Übersetzung von Interpretationstexten (rechtswissenschaftlicher Literatur und Publizistik),  Gerichtsdolmetschen sowie die sich aus einzelnen oben erwähnten Typen zusammensetzende RÜ etc. Einer solchen Differenziertheit der juristischen Sprachmittlung begegnet die moderne Forschung mit einer generellen Forderung nach Textsorten- und Zweckorientiertheit der Zieltexte (Translate) (siehe insbesondere Wiesmann  2004). Als erstes gilt es festzustellen, ob der Zieltext für den externen (z.B. Rechtsnormen oder informative Rechtstexte) oder internen Gebrauch (juristische Literatur, interne Verwaltungsvorschriften etc.) bestimmt ist. Der externe Gebrauch kann wiederum verschiedene Vorgaben mit sich bringen. Darunter sind Gültigkeit, Authenzität, Amtlichkeit/Nichtamtlichkeit des Translats zu nennen. Beim internen Gebrauch kann sowohl die juristische, als auch fachlich pragmatische Wirkung des Zieltextes ausschlaggebend sein. 

Ein weiteres übersetzungsbezogenes Spezifikum der Rechtssprache (im Sinne eines Systems von Rechtstexten) besteht darin, dass sie nicht nur der berufsbezogenen Kommunikation von Fachleuten (Juristen) dient, „sondern vor allem auch den Bürger als Normadressaten ansprechen soll“ (Sandrini 2004, 139). In diesem Zusammenhang spricht Sandrini (2004, 139; Hervorhebung O.S.) zu Recht von der „Adressatenpluralität“ der Rechtssprache. Dies gilt jedoch nur unter dem Vorbehalt, dass die Rechtssprache im Sinne einer Fachsprache im Vergleich zu anderen Fachsprachen sehr inhomogen ist. Manche Autoren unterscheiden zwischen z.B. der Sprache der Normtexte, die tatsächlich durch Adressatenpluralität gekennzeichnet ist, und der Sprache für interne Verwendung, inkl. Berufsjargon (Weisflog 1996, 24). Busse (2000) unterscheidet dabei nicht zwischen einzelnen Rechtssprachen, sondern zwischen einzelnen juristischen Textsorten. Für ihn sind einzelne Rechtstexte „nicht einfach Texte in Institutionen, sondern werden selber zu Institutionen“. Aus dem Blickwinkel der Adressaten kann die Rechtssprache richtigerweise in zahlreiche Untersprachen bzw. Textsortenbereiche zerlegt, und unter unterschiedlichen Gesichtspunkten betrachtet werden. Deshalb wäre es wohl richtig zu behaupten, dass die Adressatenpluralität nicht für die Rechtssprache im Allgemeinen, sondern für die Sprache der Vorschriftentexte typisch ist. Busse (2000) spricht in diesem Zusammenhang von der Mehrfachadressierung normativer Texte: Da sie Regelungen über Rechtsfolgen für Handlungen und nicht direkt Interaktionshandlungen für die Rechtsunterworfenen enthalten, hält er Juristen (vor allem Richter) für Erstadressaten und Bürger für sekundäre Adressaten. Dennoch ist es gerechtfertigt, Adressatenpluralität bzw. Mehrfachadressierung als einen der wesentlichen Unterschiede der Sprache der Rechtsnormtexte im Vergleich zu sonstigen Fachsprachen anzusehen. Diese Besonderheit stellt somit eine der Herausforderungen für die Übersetzung dar, denn bekanntlich ist nach den Regeln der Übersetzungskunst der Zieltextadressat zu berücksichtigen. Im Fall der juristischen Übersetzung kann ein hoher Verständlichkeitsgrad des Zieltextes nur dann erreicht werden, wenn das rechtliche Vorwissen des jeweiligen Adressaten berücksichtigt wird. Aus dem Blickwinkel des Adressaten ist es u.a. erforderlich, die Begriffe, die in seiner Rechtskultur nicht existieren oder deren Sinn, Umfang oder Gebrauch sich den vertrauten heimischen Begriffen abweichen, zu kommentieren. Mit Kommentaren sollten aber auch viele andere Aspekte des Translats versehen werden (wie abweichende strukturelle und terminologische Besonderheiten, historisch-ideologische Hintergründe etc., siehe ein Beispiel bei Schloer / Kornuta 2011, 1-6). Den Wechsel von Rechtsordnungen (Sprachkulturen in weiterem Sinne) berücksichtigen in ihren Schemata für potentielle Übersetzungssituationen auch E. Wiesmann, P. Sandrini, S. Pommer u.a. Wiesmann (2004, 83 ff.) erstellt für jeden Zweck eine Tabelle mit den jeweils in Frage kommenden Faktoren – Textsorte/Texttyp und Funktion des AT, Zweck der Übersetzung, ZT-Empfänger, Anlass/Zusammenhang der Übersetzung, Besonderheiten und Funktion des ZT – und kommt damit auf 11 verschiedene Übersetzungszwecke im Rechtsbereich. 

Ferner ist zu berücksichtigen, dass auch einzelne juristische Textsorten bzw. ihre Struktur oder Teile kulturspezifisch sein bzw. in der Zielrechtskultur fehlen können. Als Beispiel kann man hier strukturelle und begriffliche Divergenzen der deutschen und ukrainischen Gerichtsentscheidungen anführen, die Grynenko (2007) untersucht hat. Rechtskulturelle Divergenzen äußern sich auch in Rechtsförmlichkeiten für andere deutsche und ukrainische „analoge“ Textsorten (Gesetz, Verordnung, Verfügung, Weisung etc.). Allein die Namen einzelner Texte können entscheidend für die Bestimmung der Textsorte bzw. der Strategie ihrer Übersetzung sein. Als Beispiel wird hier die Kulturbezogenheit des ukrainischen Wortes постанова (wortwörtlich „eine Entscheidung, die (meistens kollegial) beschlossen wurde“) angeführt. In der ukrainischen Rechtkultur werden mit diesem Wort Entscheidungen verschiedener Zweige der Staatsmacht abgedeckt (z.B. постанова Верховної Ради України „Beschluss des ukrainischen Parlaments“; постанова Кабінету Міністрів України „Rechtsverordnung des Ministerkabinetts der Ukraine“; постанова Верховного Суду України „Entscheidung des Obersten Gerichtes der Ukraine“ etc.). Hier wird für das juristische Herangehen an die Übersetzung des Wortes постанова ins Deutsche plädiert, wonach Merkmale wie Normtyp, hierarchische Stellung, Ermächtigungsgrundlage, Zuständigkeiten, Adressaten, Inhalt, Dauer der Rechtskraft, Ausfertigung etc. zu berücksichtigen sind. Diese Parameter ergeben je nach ihrer Zusammensetzung für ukr. постанова Äquivalente wie Rechtsverordnung, Beschluss, Entscheidung etc. Historisch-kulturelle und rechtlich-doktrinelle Divergenzen weisen auch die ukrainischen Normbezeichnungen закон (dt. Gesetz), кодекс  (dt. Gesetzbuch, -ordnung, -verfassung) auf (Shabliy 2011c). 
3.1. Die Übersetzung von Vorschriftentexten

Unter Juristen herrscht die Meinung, dass bei der Übersetzung von Vorschriftentexten eine möglichst formelle bzw. wortwörtliche Übersetzung angestrebt werden muss, denn es gehe um das „Unantastbare“, nämlich um das positive Recht, das auf keinen Fall umformuliert werden darf. Deshalb gilt diese Art der juristischen Übersetzung als wenig kreativ. Einige Autoren vertreten dazu eine überspitzte Meinung, wonach sogar grammatische Fehler in den Zieltext übertragen werden müssten (Küpper  2005, 83-104). In der Praxis kann aber eine wortgetreue Übersetzung je nach der Sprachenkombination immense Schwierigkeiten bereiten, denn eine wortwörtlich übertragene Aussage kann von den Zieltextempfängern anders als in der Ausgangsrechtsumgebung ausgelegt werden. Es gibt aber auch  Fälle (vor allem bei der Übersetzung von Vorschriftentexten), wo die zielsprachige Anpassung vermieden werden soll, auch wenn der Zieltext als künstlich bzw. fremdsprachig empfunden wird.  Es muss vor allem vermieden werden, den zu übersetzenden Begriff mit dem zielsprachigen Rechtssystem aufzuladen, insbesondere wenn es um einen der zentralen Begriffe des zielsprachigen Rechtssystems geht. Im Bezug auf jede nationale Rechtsterminologie (Rechtssprache im engeren instrumentellen Sinne) spricht man in diesem kulturellen Zusammenhang von ihrer Systemgebundenheit, sprich Gebundenheit an das jeweilige nationale Rechtssystem (Weisflog 1996, 47). Die Kenntnis der jeweiligen Rechtsordnung und des jeweiligen Rechtsgebietes ist inzwischen als unabdingbare Kompetenz  eines Sprachmittlers im Rechts- und Verwaltungswesen anerkannt (Kadric 2006;  Delaney 2011 u.a.). Man kann aber leider nicht davon ausgehen, dass sich bei den Arbeiten derjenigen Übersetzer, die einen juristischen Abschluss haben oder sich in den jeweiligen Rechtsgebieten auskennen, keine rechtskulturellen Fehler einschleichen können. Die folgenden Ausführungen sollen dies noch mal verdeutlichen. 

Bekanntlich sollen alle Rechtssätze möglichst knapp und allgemein formuliert werden, denn die Rechtsnormen dürfen keine „Eintagsfliegen“ sein, sondern sie müssen auf Dauer auslegungsfähig sein (Forderung des Rechtssicherheitsgrundsatzes), deshalb gibt es in der deutschen Rechtskultur recht viele unbestimmte (auslegungsbedürftige) Begriffe (wie z.B. Zuverlässigkeit, erhebliche Nachteile, billiges Ermessen etc.). Ukrainische Juristen kennen sie unter dem Namen оцінні bzw. оціночні поняття  (dt. wortwörtlich Wertbegriffe) (Kosovič 2004). Diese Begriffe muss der Rechtsanwender allein konkretisieren, denn das Ziel der Rechtsanwendung sei es, das heute rechtlich Maßgebliche zu ermitteln (Larenz / Canaris 2003, 7). In diesem Zusammenhang entsteht ein nächster Problembereich der deutsch-ukrainischen RÜ: Die deutsche Gesetzessprache weist im Vergleich zur ukrainischen (wie auch den anderen postsowjetischen Rechtssprachen) traditionell einen viel größeren Anteil an abstrakten unbestimmten Rechtsbegriffen auf (Schloer / Sojko 2003, 5; Ejov 2003, 103). Neben gesetzmäßigen Divergenzen, die durch die legislative Autonomie jedes Staates bedingt sind, wird der „erhöhte“ Anteil an unbestimmten Rechtsbegriffen in der deutschen Rechtssprache dadurch bedingt, dass die deutsche Rechtstradition (im Unterschied zu der ukrainischen) keine gravierenden  ideologischen Erschütterungen erlebt hat und deswegen sind in ihr viele alte unbestimmte Rechtsbegriffe erhalten geblieben, die ihren Ursprung noch im Gewohnheitsrecht haben (z.B. Billigkeit – ukr. розумність, справедливість, що базується на здоровому глузді; Treu und Glauben – ukr. добросовісність/ добропорядність у комерційних правочинах, відповідність торговим звичаям тощо). Die ukrainischen  Übersetzer neigen  hier oft dazu, bestimmte Begriffe für den ukrainischen Leser entsprechend der sehr positivistischen Rechtskultur zu konkretisieren, also auszulegen. So wird Zuverlässigkeit in den ukrainischen Übersetzungen gerne in Bezug zu einem bestimmten Sachgebiet gesetzt (z.B. als „Zuverlässigkeit bei der Erfüllung der Dienstpflicht“). In der deutschsprachigen allgemeinen Translationswissenschaft wäre hier als Übersetzungsprinzip das verbreitete Auslegungsprinzip des „gemeinsamen Minimums“ anzuwenden (Stolze 2009, 279), z.B. einen allgemeineren Begriff zu verwenden, denn der Oberbegriff impliziere den Unterbegriff immer. Bei der Übersetzung der Rechtslexik, die vom Gesetzgeber keine Legaldefinition erhalten hat, und daher als offen und elastisch (auslegungsbedürftig) gilt, muss der notwendige Interpretationsspielraum erhalten werden (siehe auch Arntz / Sandrini 2007; Schloer / Sojko 2003 u.a). Darüber hinaus akkumulieren unbestimmte Rechtsbegriffe auch rechtskulturelle Merkmale, die man bei der Übersetzung durch entsprechende Kommentare und Hinweise für den fremdkulturellen Adressaten offen legen sollte.

Am nächsten Beispiel kann man terminologische Diskrepanzen bei der Übersetzung aus einer Rechtskultur mit einem relativ stabilisierten und streng ausdifferenzierten Begriffssystem (in unserem Fall der deutschen) in eine Rechtskultur, deren Begriffssystem sich in bestimmten Rechtsgebieten in einem tiefen Umbruch befindet (in unserem Fall in die ukrainische). Weisflog spricht in diesem Zusammenhang von speziellen Übersetzungsproblemen, die sich ergeben, „wenn wir aus einer entwickelteren Rechtssprache in eine weniger entwickelte Rechtssprache übersetzen müssen“ (Weisflog 1996, 68). Das Problem mangelhafte Übersetzung und Entwicklung des Rechts wird anschaulich von Maurer beleuchtet (Maurer 1835, Fn. 3). 

In diesem Zusammenhang ist die Übersetzung des deutschen Terminus Eigentum mit ukr. maino (Besitz) oder wlasnist (Eigentum) interessant. Vergleicht man Erläuterungen der beiden Begriffe in den ukrainischen juristischen Lexika, so sind kaum Unterschiede festzustellen. In der ukrainischen Verfassung heißt es in Art. 13 und 14 wlasnist im Zusammenhang mit Grundeigentum, in Art. 41, der die allgemeine Eigentumsgarantie enthält, ist auch von wlasnist die Rede, aber auch von maino bei der konfiskazia maina (Enteignung, Eigentumsentzug). Im ukrainischen Gesetz über das Eigentum werden auch beide Begriffe verwendet. Man versucht, das mit den deutschen Begriffen des Sacheigentums (ukr. maino) und allgemeinen Eigentums (ukr. wlasnis) in Bezug zu setzen, kommt damit aber auch nicht zu einem klaren Ergebnis kommen.  

Ein Beispiel für eine  Übersetzung, die durch das abweichende Verständnis in der Zielsprache deformiert wurde, ist die des wichtigen rechtsstaatlichen Grundsatzes des Vertrauensschutzes, ein Beispiel, das den Einfluss der Rechtskultur und auch der rechtspolitischen Position des Übersetzers veranschaulicht. Dieser Grundsatz schützt das Vertrauen des Bürgers in die Beständigkeit des staatlichen Handelns, wie es deutlich in §§ 48, 49 VwVfG zum Ausdruck kommt. Es geht dabei vor allem um die einseitig gegen den Staat gerichtete, sozusagen abwehrende Wirkung des Grundsatzes. Die – jetzt wieder eingedeutschte – Übersetzung lautet „Schutz des gegenseitigen Vertrauens von Bürger und Staat“ (Kampo / Nižnik / Šlojer 2000, 34). Diese Übersetzung war Ausdruck der Stimmungen angesichts der unerträglich zerrütteten Beziehung zwischen Staatsgewalt und Gesellschaft in der Ukraine im Jahre 1999. Der ukrainische Übersetzer und der die Übersetzung redigierende ukrainische Jurist vertraten die politische Linie der Deeskalierung des Konflikts. Diese Übersetzung hat sicher auch den Hintergrund, dass in der ukrainischen Verfassung von der „gemeinsamen Verantwortung von Gesellschaft und Staat“ die Rede ist (Art. 12 der Verfassung von 1996). Also geht es hier um eine Art rechtskultureller Interferenz,  denn die gewählte Übersetzung hat weniger schützenden rechtlichen Charakter als den eines politischen Grundsatzes. 

3.2. Die  Übersetzung der sekundären Rechtsliteratur

Im Unterschied zu Vorschriftentexten stellt die sekundäre Rechtsliteratur (wissenschaftliche Abhandlungen, Lehrwerke etc.) die Leistung konkreter Autoren dar. Nach W. Weisflog existiert die juristische Literatur im Kontext des zeitgenössischen wissenschaftlichen Wissens bzw. der zeitgenössischen Jurisprudenz. Somit spiele bei der Übersetzung dieser Literatur die Wirkung, die der Text auf den Leser hat (oder haben soll), eine wichtige Rolle. Die Aufgabe des Übersetzers ist in diesem Fall, die Botschaft des Autors (seine „message“) – nicht nur seine Worte, sondern insbesondere auch seine Gedanken und Ideen – dem Informationsempfänger, d.h. dem fremdsprachigen Leser, zu übermitteln (Weisflog 1996, 81). 

Als ein anschauliches Beispiel einer misslungenen Übermittlung der zentralen Botschaft eines ganzen Lehrwerkes könnte hier die Übersetzung des Titels der Monographie von Schmidt-Aßmann Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee (2009) ins Ukrainische angeführt werden. Das moderne Verwaltungsrecht wird, so der Verfasser des Textes, von einer übergreifenden Ordnungsidee geleitet, was bereits  durch den Titel vermittelt wird. Die Ordnungsidee wird auch als zentrale Aufgabe der öffentlichen Verwaltung im Zuge der von ihr ausgeführten Systembildung verstanden (siehe den Untertitel und das Vorwort bei Schmidt-Aßmann 2006). Das Wort Ordnung wird in diesem Werk im breiten Sinne verwendet, nämlich als ermessens- und situationsgerechtes Ordnen und Systematisieren aller administrativen Handlungen, die zwar an Recht und Gesetz gebunden, aber flexibler als die jeweilige Rechtsordnung (im engeren positivrechtlichen Sinne) sind und somit über sie hinausgehen  (Schmidt-Aßmann  2006, VII). Die Autoren und Herausgeber der ukrainischen Übersetzung des Buches entschieden sich für den Titel ukr. Загальне адміністративне право як ідея врегулювання. Die Botschaft Ordnungsidee wurde also als ідея врегулювання übertragen. Im Unterschied zu dem speziellen soziologisch-rechtlichen und sehr breiten deutschen Konzept Ordnung, das in dem Ausgangstext vorgestellt und weiterentwickelt wurde, sieht das angebotene ukrainische Äquivalent врегулювання (wortwörtlich Beilegung bzw. Schlichtung (im Bezug auf Konfliktsituationen) schon von seiner morphologischen Bedeutung her eine inakzeptabel eingeengte Interpretation des jeweiligen Begriffes vor (durch die Vorsilbe в- wird hier die Abgeschlossenheit der Handlung ausgedrückt). Bei der Übersetzung dieses Konzeptes wurde nicht nur die Systematik des engeren Kontextes, nämlich die des Ausgangstextes, ignoriert, sondern auch die allgemeine rechtlich-dogmatische Bedeutung des Wortes Ordnung übersehen, nämlich das Auffassen der Ordnung als eines Systems (z.B. eines Regelwerkes) oder eines Ordnens (z.B. des administrativen Handlungs- und Verfahrensystems). Die letztere, systembezogene und gleichzeitig dynamisch-offene Bedeutung des Wortes Ordnung, versteckt sich in dem Titelwort Ordnungsidee und kann nur durch ukrainisches Nomen упорядкування (abgeleitet vom ukrainischen Verb упорядковувати – dt. ordnen) vermittelt werden (über andere Probleme bei der Übersetzung der deutschen rechtskulturellen Konzepte Ordnung und Ordnungswidrigkeit siehe Shabliy 2010c). 

Der bedeutungsmäßig enge Terminus врегулювання wurde in diesem Zieltext missbraucht, indem er auch für andere Konzepte des deutschen Verwaltungsrechts benutzt wurde. Durch das Äquivalent врегулювання wurde z.B. das Konzept Steuerung eingeengt (dt. „Verwaltungswissenschaft als Steuerungswissenschaft“ wurde ukr. als „Наука адміністративного права як наука врегулювання“ wiedergegeben, Schmidt-Aßmann, 2009, XI). Mit demselben Wort wird auch das Kozept Regelung übersetzt, wobei unter Regelung je nach dem engeren Kontext mal gesetzliche Regelung (zu ukr. richtig als законодавче регулювання und nicht врегулювання) mal situationsgerechte Steuerung verstanden wird (siehe das deutsche Vorwort bzw. Inhaltsverzeichnis, Schmidt-Aßmann 2006). Selbst das Wort Recht bzw. seine Ableitung rechtlich wird in diesem Werk gerne eingeengt. Dies sieht man schon im allerersten Satz des übersetzten Vorwortes.

Ausgangstext:
Das Verwaltungsrecht soll den Bürger gegenüber der Verwaltung in seinen Rechten schützen, die Verwaltung aber rechtlich auch so ausstatten, dass sie ihre Aufgaben wirksam wahrnehmen kann (Schmidt-Aßmann 2006, VI). 

Zieltext:

Адміністративне право має захищати громадянина в його правах від дій органів публічної адміністрації, але водночас унормовувати публічну адміністрацію так, щоб вона могла ефективно виконувати свої завдання (Schmidt-Aßmann 2009, VI). 

Die Übersetzung von rechtlich ausstatten mit унормовувати (dt. normen, regeln) engt die Gesamtbotschaft des Werkes ein, denn der ganze weitere Text beschreibt eine breite Palette an rechtlichen Instrumenten, mit denen die moderne öffentliche Verwaltung ausgestattet werden soll. Darunter macht die gesetzliche Regelung der Verwaltungstätigkeit (ukr. унормовуваня) nur eines davon aus und wird bloss als verbindlicher Hintergrund betrachtet. Daher empfiehlt es sich die angesprochene Stelle (rechtlich ausstatten) mit ukr. забезпечити правовими інструментами zu übersetzen, was den Auslegungsrahmen dieses Ausdrucks kontextgerecht erweitern würde. 

Trotz vieler jüngerer Abhandlungen über das moderne Verständnis des Rechts im breiteren Sinne (Usenko / Zaicev 1996; Bihun 2009 u.a.) ist sein  Verständnis im engeren Sinne (also nur im Sinne der gesetzlichen Regelung) der ukrainischen Rechtskultur immer noch eigen, weil sie immer noch von der sowjetischen, streng positivistischen Rechtsdoktrin beeinflusst wird. Dies spiegelt sich auch im ukrainischen Rechtswortschatz, der die Konzepte Recht und Gesetz ausdrückt, wider  (ausführlich bei Shabliy 2011c).

Da das ukrainische Verwaltungswesen zurzeit aktiv reformiert wird, kann man Zieltexte auch in einem weiteren Kontext betrachten, nämlich als Stütze für die weitere Rechtsetzung. In diesem Licht können fehl- oder überinterpretierte „messages“ oder gar Übersetzungsfehler eine negative Auswirkung haben, die über den Fachdiskurs hinaus reicht. 

4. Ausblick

Die Übersetzung im Rechtsbereich ist eine Tätigkeit, die extrem fehleranfällig ist. Dabei besteht das zentrale Problem darin, alle relevanten Fehlerquellen zu erkennen, ihre Wechselwirkungen zu verstehen und ihre, durch die Dynamik des Rechts bedingte, begriffliche Dynamik zu erfassen.

Aufgrund der interdisziplinären Ausrichtung, praktischen Bedeutung und gesellschaftlichen Relevanz der bei der RÜ auftretenden Probleme, aber auch wegen des  großen Schadenspotenzials fehlerhafter RÜ, sind sind bei der RÜ Zieltextempfänger und Übersetzer auf deren potentielle Risiken aufmerksam zu machen. Hierzu einige Vorschläge:

1. Eine systemhafte Norm für Übersetzungsaufträge im rechtlichen Bereich ist zu erstellen. Sie könnte auf der Grundlagen der DIN 2345 (Übersetzungsaufträge) und der EN 15038 (Übersetzungsdiensleistungen) aufbauen und sie durch zahlreiche Spezifika der RÜ ergänzen – rechtskulturelle und rein sprachliche Aspekte sowie Möglichkeiten für eine Bewertung der translatorischen Arbeit im Rechtsbereich.

2. Die  notwendige Kommentierung und spezielle Markierung von für die Übersetzung problematischen Begriffen könnte in der Zukunft mithilfe neuer Internettechnologien, z.B. durch  Links zu entsprechenden Rechtsquellen oder Kommentaren, deutlich verbessert werden.

3. Die juristischen zwei- und mehrsprachigen Wörterbucher sollen so gestaltet werden, dass sie nicht als scheinbare Quelle für hundertprozentige Äquivalente benutzt werden, sondern als Wegweiser für die Suche nach Übereinstimmungen. Es müssen vielmehr alle Einträge kommentiert werden und den Übersetzer dazu bewegen, seine Kommentare zum Zieltext zu verfassen.

4. Alle amtlichen Übersetzungen  von  Vorschriftentexten sollen mit einem Gutachten bzw. Kommentar  zum  Grad der rechtskulturellen Anpassung des Zieltextes an den Ausgangstext versehen werden.

5. Bei der Übersetzung von juristischen Interpretationstexten sollte man im  Gegensatz zur üblichen Praxis schon auf der ersten Umschlagseite den eigentlichen Titel mit einem Untertitel des  Übersetzers, z.B.  „juristische Übersetzung von  .... “  ergänzen, was den Leser darauf  aufmerksam macht, dass es  sich bei dem Text um ein  Interpretationsprodukt handelt.

6. Schließlich ist zu überlegen, ob die Tätigkeit der juristischen Übersetzung nicht einen neuen Status auf der Ebene der Hochschulbildung braucht. Alle angeführten Argumente und geschilderte Gesetzmäßigkeiten münden in der Schlussfolgerung, eine interdisziplinäre Qualifikation für juristische Übersetzer anzubieten, in der nicht nur  Sprach- und juristisches Fachwissen gleichermaßen vermittelt werden, sondern auch Methoden und Wege der juristischen Übersetzung erforscht, entwickelt und gelehrt werden sollen. Das wäre sicherlich eine höchst anspruchsvolle, zeitintensive und somit teure Ausbildung, aber beim heutigen Umfang und Tempo des rechtskulturellen Austauschs gibt es kaum einen zweckmäßigeren und praktischeren Weg, als Fachleute mit Doppelqualifikation in Recht und Sprachen auszubilden. 
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